
Liebe Verbandsmitglieder, sehr geehrte Lese-
rinnen und Leser,

viele liebe Grüße von unserer diesjährigen „Thüringen-
rundfahrt der Gastronomen“ durch das Eisenberger 
Mühltal.

Sehr geehrte Verbandsmitglieder,
nein es ist immer noch der „alte“, Sie haben schon den richtigen Verbandsreport erhalten, wir haben Ihn nur ein wenig umgestaltet. 
Aber die Informationen für Sie aus unserer Geschäftsstelle werden nach wie vor für Ihre Interessenlage zugeschnitten sein.
Die wirtschaftliche Entwicklung in diesem Jahr ist in vielen Betrieben angespannt. Bedingt durch höhere Kosten und einen geringeren 
Umsatz in der Restauration. Das ganz normale á la carte Geschäft ist auch in diesem Jahr rückläufi g. Es sind die Familienfeierlichkei-
ten, die sich meist auf das Wochenende beziehen und dann möglichst mit Übernachtung.
Diese Entwicklung resultiert aus der gesunkenen Kaufkraft der Bevölkerung durch ständige Hiobsbotschaften von Preissteigerungen 
von Öl, Gas und Energie. Der Endverbraucher ist sehr verunsichert und hält sein Geld zusammen.
Sie sollten auf keinen Fall der Meinung sein, Ihre Preise nochmals nach unten zu korrigieren. Damit bekommen Sie auch nicht mehr 
Gäste. Sie müssen ganz einfach gut sein in Ihre Qualität und Ihr Haus muß das Besondere haben, was mich als Gast reizt, mein Geld 
bei Ihnen auszugeben. In Anbetracht der stetig steigenden Kosten sollten Sie spätestens jetzt auch anfangen, all Ihre Verträge zu prü-
fen, sich neue Angebote einzuholen, wie z. B. bei Versicherungen, Wareneinkauf etc.
Gerne helfen wir Ihnen auch über unsere Geschäftsstelle. Sie müssen uns nur ansprechen.

Ihre Marina Bergner
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I. Aus der Geschäftsstelle
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II. Zu Gast bei...
Heute sind wir zu Gast bei Familie Fiedler.
Herr Michael Fiedler ist Vorstandsmitglied unseres Verbandes und einer derjenigen die nach 
neuen Wegen und Marktlücken suchen. Er ist viel unterwegs um neue Möglichkeiten der 
Vermarktung dieser schönen Gegend und dieses tollen Hauses zu suchen und Kontakte zu 
knüpfen und alte zu pfl egen. Das geht aber nur weil er im Rücken eine starke Frau hat die 
den „Laden schmeißt“.
Frau Anita Fiedler ist die Seele und der Wirbelwind dieses Hauses. Zwischen dekorieren und 
abschmecken, natürlich selber kochen und Neues kreieren, pfl egt Sie immer den netten 
Kontakt mit den Gästen.

Wir sind ein junges Hotel im Thüringer Land, sagt Michael ‚Fiedler, bekannt durch seine Res-
tauration und die Möglichkeiten im Seminarbereich. Unsere Gäste erleben Thüringer Gast-
freundschaft in natürlicher Atmosphäre. 
Das ländliche Ambiente unserer modernen Hotelzimmer vermittelt Gemütlichkeit und Wohl-
befi nden. Für unsere Gäste steht in allen Räumen des Hauses ein W-Lan-Anschluß über HotSpot zur Verfügung.Unsere einheimischen 
Spezialitäten werden mit natürlichen Rohprodukten zubereitet. Neuzeitlich ausgestattete Seminarräume verhelfen zum Lernerfolg.

LOGIS DE FRANCE - IN DEUTSCHLAND
Die „Fédération internationale des Logis“ ist heute die erste unabhängige Hotel- und Restaurantkooperation Europas mit über 3.200 
Häusern in Frankreich, Italien, Belgien und dem Grossherzogtum Luxemburg.Seit Anfang dieses Jahres hat mit dem Adler Golf- und 
Tagungshotel auch ein erstes deutsches Haus dem Wunsch der „Fédération internationale des Logis“ nach stärkerer Ausdehnung in 
Deutschland entsprochen.
Alle Logis-Häuser verfolgen gemeinsam eine anspruchsvolle Qualitätspolitik, die ihrerseits eine interne Klassifi zierung nach 
Kaminen(von1 bis 3 Kamine ) ermöglicht. In welchem Land auch immer sie angesiedelt sind, alle Logis eint ein gemeinsamer Geist, 
alle teilen gemeinsame Werte wie personifi ziere Gastfreundschaft, regional inspirierte Küche und die Einbindung in ländliches Milieu, 
die unseren Gästen eine Entdeckungsreise durch unsere jeweilige Heimat ermöglicht.
Im Rahmen unserer Weiterentwicklung suchen wir die Begegnung mit neuen unabhängigen Hotelbetreibern.
Kontakt: Tel-036607-5000 oder per e-mail: info@logis-adler.de

Herzlichen Dank an Familie Korrek und ihr Team vom „Altthüringer Weinkeller“!



III. Berufsunfähigkeit
Berufsunfähigkeitsversicherung: Rücken-
beschwerden sind bereits vor Abschluss 
anzeigepflichtig
Der Bürojob bringt es mit sich: das viele 
Sitzen verursacht oftmals Rückenbe-
schwerden. Wer diese Rückenbeschwerden 
beim Abschluss bzw. bei den Gesundheits-
fragen im Antrag einer Berufsunfähigkeits-
versicherung aber verharmlost oder gar 
verschweigt, riskiert den Verlust des Versi-
cherungsschutzes. Das machen zwei jetzt 
veröffentlichte Urteile des Landgerichts 
Köln (Az.: 26 O 164/07) und des Landge-
richts Verden (Az.: 8 O 510/07) deutlich.
Im Kölner Fall hatte der Versicherte beim 
Antrag der Berufsunfähigkeitsversicherung 
wahrheitswidrig angegeben, dass frühere 
Rückenbeschwerden folgenlos ausgeheilt 

seien. Als dann der Versicherungsfall ein-
trat, verweigerte der Versicherer jegliche 
Leistungen und kündigte den Vertrag we-
gen arglistiger Verletzung der vorvertragli-
chen Anzeigepflichten. Zu Recht befanden 
die Richter am Landgericht Köln. Die An-
gaben des Versicherungsnehmers werteten 
die Richter als arglistige Verharmlosung, 
die den Versicherer zur Kündigung des 
Vertrages berechtigte.

Auch im Vredener Fall sprachen die Richter 
den Versicherer von der Leistungspflicht 
frei. Der Versicherte verschwieg bei der 
Antragstellung sogar seine Rückenbe-
schwerden, sodass die Richter ebenfalls 
von einer arglistigen Täuschung ausgingen.
Beim Abschluss von privaten Berufsun-

fähigkeits- oder Krankenversicherungen 
müssen daher stets richtige Angaben zum 
Gesundheitszustand getätigt werden. Wer 
die Karten nicht komplett auf den Tisch 
legt, schneidet sich nur selber ins eigene 
Fleisch. Denn als Konsequenz daraus greift 
zum einen der Versicherungsschutz nicht, 
zum anderen können sich aus einer hier-
aus erfolgten Kündigung Schwierigkeiten 
bei der Suche einer neuen Versicherung 
ergeben. In aller Regel müssen derarti-
ge Kündigungen nämlich bei der neuen 
Antragstellung mit angegeben werden, 
sodass sich der neue Versicherer genau 
überlegen kann, ob er dem Antragsteller 
unter diesen Umständen überhaupt einen 
Versicherungsvertrag anbieten will.

IV. Investitionsförderung
Investitionsförderung in Ostdeutschland bis 
2013 verlängert
Die Bundesregierung hat aufgrund der 
bisherigen wirtschaftlichen Entwicklung in 
den neuen Bundesländern die Investitions-
förderung um weitere vier Jahre verlän-
gert. Das vom Bundeskabinett Mitte Juli 
verabschiedete Investitionszulagengesetz 
2010 sieht allerdings vor, dass die Förder-
sätze jährlich sinken und Ende 2013 ganz 
auslaufen werden.
Wie es in einer Pressemitteilung des Bun-

desfinanzministeriums heißt, stehen für die 
Verlängerung der Förderzulagen rund 2,3 
Milliarden Euro zur Verfügung. Diesbezüg-
lich haben kleine und mittelständische Un-
ternehmen nunmehr Planungssicherheit bis 
2013. Im Mittelpunkt der Förderung stehen 
betriebliche Erstinvestitionen des verarbei-
tenden Gewerbes, der produktionsnahen 
Dienstleistungen und des Beherbergungs-
gewerbes.
Die geltenden Fördersätze werden jedoch 
erheblich geringer ausfallen als bisher. Von 

derzeit 25 Prozent für kleine und mittlere 
Unternehmen sinkt die Zulage schrittwei-
se jährlich um 5 Prozentpunkte. Wer ein 
Investitionsprojekt bis Ende 2009 beginnt, 
könne hiervon aber noch profitieren. Ab 
2014 werde die Investitionsförderung dann 
an westdeutsche Verhältnisse angepasst 
und nur noch über die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ möglich sein.

V. Rundfunkgebühren
Rundfunkgebühren für beruflich ge-
nutzte Computer vor dem Aus? 

Gerichte bestätigen IHK-Auffassung – 
Rechtsweg ist im Einzelfall abzuwägen

Nach dem erst kürzlich das Verwaltungs-
gerichts Braunschweig (Az. 4 A 149/07) 
die Rundfunkgebührenpflicht für den PC im 
häuslichen Arbeitszimmer verneint hatte, 
gibt nun auch das Verwaltungsgericht 
Koblenz (Az. 1 K 496/08.KO) einem Kläger 
Recht.

Seit dem 01.01.2007 sind Rundfunkge-
bühren auch für internetfähige PCs und 
Handys zu zahlen. Diese Gebührenpflicht 
haben die IHKs von Anfang an abgelehnt. 
So kann ein Gewerbetreibender aufgrund 
seiner Pflicht, die Umsatzsteuervoranmel-

dung über das Internet abzugeben, die 
Rundfunkgebührenpflicht faktisch nicht 
vermeiden, obwohl er mit seinem PC keine 
Rundfunkprogramme empfangen will.
Diese Auffassung hat viele Gewerbetrei-
benden dazu ermutigt, nach einer Anmel-
dung ihrer gewerblich genutzten Computer 
bei der GEZ gegen die Gebührenbescheide 
den Rechtsweg zu beschreiten. Nunmehr 
liegen zwei erstinstanzliche Urteile vor, die 
den Gewerbetreibenden in unterschiedli-
chen Konstellationen Recht geben. 
Bei Computern mit Internetzugang bestehe 
zwar diese Möglichkeit des Rundfunk-
empfangs, so das Gericht, sie begründe 
jedoch nicht zwangsläufig die Rundfunk-
teilnehmereigenschaft, da das Gerät nicht 
unbedingt „zum Empfang“ bereitgehalten 
werde. Fazit 
Die Auffassung der IHKs wurde durch 

die beiden Urteile bestätigt. Sie stellen 
aber erst den Anfang der gerichtlichen 
Auseinandersetzung dar. Die betroffenen 
Unternehmen sollten in ihrem konkreten 
Einzelfall die Möglichkeiten des Rechtschut-
zes abwägen und ggf. unter Bezugnahme 
auf die Urteile gegen Gebührenbescheide 
vorgehen. Bei der gewerblichen Nutzung 
des PC im Arbeitszimmer der privaten 
Wohnung, für die bereits Rundfunkgebühr 
gezahlt wird (VG Braunschweig), lässt sich 
ein anderes Ergebnis kaum begründen. Für 
den PC in den Geschäftsäumen, in denen 
keine anderen Empfangsgeräte zu einer 
Gebührenpflicht führen, ist das Ergebnis 
durchaus offen. 
Die Urteile finden Sie auf unserer Home-
page (www.gera.ihk.de) unter Dokumen-
ten-Nr: 15953

VI. Mehrwertsteuersatz
EU-Kommission
(Berlin, 27. Juni 2008) Die EU-Kommission 
setzt große Hoffnungen auf reduzierte 
Mehrwertsteuersätze für gastronomische 
Dienstleistungen in Europa: Am Dienstag 
kündigte Laszlo Kovacs als der für Steuern 
zuständige EU-Kommissar dem EU-Parla-
ment für Juli einen Vorschlag an, den EU-
Mitgliedstaaten ab 2010 mehr Spielraum 
für reduzierte Mehrwertsteuersätze zu 
gewähren. Zuvor hatte sich bereits wieder-
holt Günter Verheugen, Industriekommis-
sar und Vize-Präsident der EU-Kommission, 
für die Aufnahme von Restaurantdienst-
leistungen in den Anhang III der Mehr-

wertsteuerrichtlinie ausgesprochen. „Diese 
Initiativen der Europäischen Kommission 
finden unsere uneingeschränkte Unterstüt-
zung“, begrüßt der Deutsche Hotel- und 
Gaststättenverband (DEHOGA Bundesver-
band) den frischen Rückenwind aus Brüssel 
für eines der Kernanliegen der Branche.
„Niedrigere Steuern bedeuten mehr Flexi-
bilität an der Preisfront und damit ein-
hergehend eine höhere Nachfrage, mehr 
Umsatz und mehr Beschäftigung“, sagt DE-
HOGA-Präsident Fischer. „70.000 neue Ar-
beitsplätze könnten mittelfristig geschaffen 
werden, er gab eine Studie der Universität 
Mannheim. Das wäre eine große Chance 

für mehr Wachstum und Beschäftigung in 
Deutschland.“
Der DEHOGA fordere nichts Außergewöhn-
liches, so Fischer. „In 22 von 27 Ländern 
Europas gilt für die Hotellerie der redu-
zierte Satz, in der Hälfte der Staaten auch 
für die Gastronomie. Frankreich will seit 
langem seinen Restaurants die Mehrwert-
steuer senken und darf das nicht“, weist 
der DEHOGA-Präsident auf die zunehmend 
isolierte Haltung Deutschlands in Europa 
hin. „Für die Gastronomie kommt es darauf 
an, jetzt die notwendigen rechtlichen Vor 
aussetzungen zu schaffen, dass einzelne 
Mitgliedstaaten reduzierte Sätze



für die Gastronomie einführen können.“
Fischer zeigt zudem die eklatanten Wer 
tungswidersprüche im eigenen Land auf: 
„Niemand versteht, warum das belegte 
Brötchen beim Bäcker, die Boulette beim 
Fleischer oder die Tiefkühlpizza im Super-
markt mit 7 Prozent besteuert werden, 
während für den Verzehr von Speisen und 
Getränken im Café, Bistro oder Restaurant 
19 Prozent fällig sind.“ 

Der DEHOGA Bundesverband appelliert an 

die Bundesregierung, ihre Blockadehaltung 
in Brüssel aufzugeben und den Weg frei zu 
machen für mehr Wettbewerb, für mehr 
Wachstum und Arbeitsplätze im gastrono-
mischen Außer-Haus-Konsum.
Für die deutsche Hotellerie wäre die 
Einführung des reduzierten Mehrwertsteu-
ersatzes sofort möglich. Fischer verlangt 
von der Politik, die „massive Wettbewerbs-
benachteiligung der deutschen Hotellerie 
endlich zu beenden.“ Der reduzierte Mehr-
wertsteuersatz für die Hotellerie in Europa 

sei die Regel, die auch für Deutschlands 
Hotellerie gelten müsse.

Im Zuge des Konsultationsverfahrens der 
EU-Kommission zu den Mehrwertsteuer-
sätzen in Europa hat sich der DEHOGA in 
einer umfänglichen Stellungnahme für die 
Aufnahme von Restaurantdienstleistungen 
in den Anhang III der Mehrwertsteuer-
Richtlinie ausgesprochen. Die Stellungnah-
me kann beim DEHOGA Bundesverband 
kostenfrei abgerufen werden.

Insolvenzgeld wird durch die Bundes-
agentur für Arbeit (BA) als Entgeltersatz 
für einen bestimmten Zeitraum gezahlt, 
wenn Arbeitgeber zahlungsunfähig sind 
und ein Insolvenzverfahren über das 
Unternehmen eröffnet wurde. Die Mittel 
hierfür bringen die Arbeitgeber durch eine 
Umlage auf. Die Umlage wird nach den 
rentenversicherungspflichtigen Entgelten 
der Beschäftigten und Auszubildenden 
jedes umlagepflichtigen Betriebes bemes-
sen.
Bisher erstatteten die Träger der Unfall-
versicherung der BA deren Aufwendungen 
bei der Auszahlung des Insolvenzgeldes. 
Dazu teilte die BA den einzelnen Berufs-
genossenschaften (BG) den von ihnen 
aufzubringenden Anteil an der Umlage 
mit, den diese dann auf die ihnen zuge-

wiesenen Arbeitgeber umgelegt haben. 
Die Zahlungsweise war bisher von den 
Bestimmungen der einzelnen BG abhän-
gig.
Künftig ziehen die Krankenkassen die 
Insolvenzgeldumlage im Rahmen des 
Gesamtsozialversicherungsbeitragsverfah-
rens ein. Damit treten für die Unterneh-
men Vereinfachungen ein. Die monatliche 
Zahlungsweise vermeidet die unterschied-
lichen Zahlungsfristen, die bisher bei den 
einzelnen Berufsgenossenschaften galten. 
Ebenso vereinfacht ist der Zahlungsweg, 
da die Umlage zusammen mit den Sozi-
alversicherungsbeiträgen an die Einzugs-
stellen gezahlt werden soll.
 
BA legt Umlagesatz fest
Die Höhe des Umlagesatzes wird wie 

bisher durch die BA festgelegt. Dieser be-
rücksichtigt den voraussichtlichen Finanz-
bedarf für das Kalenderjahr, für welches 
der Umlagesatz gilt. Mehrbedarf bzw. 
Überschüsse werden mit dem Umlagesatz 
des Folgejahres ausgeglichen.
Da bisher der Finanzbedarf eines Jahres 
im Nachhinein durch die Unfallversiche-
rung festgestellt wurde, künftig aber der 
Umlagesatz den Aufwendungen für das 
laufende Kalenderjahr entspricht, ist eine 
Übergangsregelung erforderlich. Danach 
gelten die Grundsätze der Ermittlung der 
Höhe der Umlage für 2008 noch nach 
dem alten Recht; über die Ermittlung der 
Kostenpauschalen entscheiden die BA und 
die Unfallversicherung einvernehmlich.

VII. Insolvenzgeldumlage

VII. Ihr Recht
Stundenlohn von fünf Euro ist sitten-
widrig.
Ein Stundenlohn von fünf Euro für gering-
fügig beschäftigte Mitarbeiter, die Aus-
hilfsarbeiten erledigen, ist zu niedrig und 
muss nach geltendem Lohntarifvertrag 
nachgezahlt werden. Das geht aus einem 
Urteil des Landesarbeitsgerichtes Bremen-
Bremerhaven hervor (Az.: 1 Sa 29/08).
Im vorliegenden Fall zahlte ein Arbeitgeber 
seinen geringfügig beschäftigten Mitarbei-
tern einen Stundenlohn von fünf Euro für 
Auspack-, Einräum- und Kontrollarbeiten. 
In den Arbeitsverträgen des Einzelhan-
delunternehmens war dieser Stunden-
lohn festgelegt worden. Die Klage einiger 
Arbeitnehmerinnen auf ein höheres Entgelt 
war erfolgreich.
Nach Auffassung der Richter muss das 
Unternehmen das Entgelt rückwirkend 
anheben. Grundlage ist der für den Einzel-
handel Bremen und Bremerhaven gültige 
Lohntarifvertrag. Dieser sieht für gewerb-
lich beschäftigte Arbeitnehmer/innen eine 
Mindestvergütung von 9,70 Euro vor. Der 
Stundenlohn von fünf Euro lag mehr als ein 
Drittel unter dem Tariflohn und sei daher 
sittenwidrig.

Kündigungsschutz in Kleinbetrieben
In Kleinbetrieben mit bis zu 10 Mitarbei-
tern sind bei ordentlichen Kündigungen 
keine sozialen Rechtfertigungsgründe 
erforderlich. Im Zweifelsfall müssen Arbeit-
nehmer belegen, dass ein Unternehmen 
diese Mitarbeitergrenze überschreitet. 
Dies geht aus einem aktuellen Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts hervor (Az.: 2 AZR 
264/07).
Im vorliegenden Fall hatte ein Arbeitneh-
mer behauptet, dass die ihm gegenüber 
ausgesprochene Kündigung ungerecht-
fertigt sei. Seiner Meinung nach hätte 

das Unternehmen 14 Mitarbeiter und falle 
deshalb unter das Kündigungsschutzgesetz 
(KSchG). Laut Aussage des Unternehmens 
seien nur 10 Mitarbeiter beschäftigt, so 
dass das KSchG nicht gelte.

Die Richter machten in ihrem Urteil deut-
lich, dass die Beweislast für die Anwend-
barkeit des KSchG beim Arbeitnehmer 
liegt. Er muss folglich beweisen, dass das 
Unternehmen kein Kleinbetrieb ist. Wenn 
die Anzahl der Mitarbeiter unklar bleibt, 
geht dies auf Kosten des Arbeitnehmers.

Eintägige Rabattaktion ist wettbe-
werbswidrig
Zeitlich zu kurz gefasste Rabattaktionen 
verhindern eine freie Kaufentscheidung des 
Kunden und verstoßen daher gegen das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG). Das geht aus einem Urteil des 
Oberlandesgerichts Stuttgart hervor (Az.: 
2 U 82/07).
Ein Elektrodiscounter hatte mit einer 
eintägigen Rabattaktion geworben, bei der 
alle Produkte ohne „19 % Mehrwertsteuer“ 
angeboten wurden. Betroffen davon waren 
auch teurere Produkte im drei- bis vierstel-
ligen Euro-Bereich. Die Kunden mussten 
sich am Tag der entsprechenden Anzeigen-
aktion für den Kauf entscheiden, ansonsten 
verfiel der Rabatt.

Nach Ansicht der Richter handele es 
sich bei der Rabattaktion um unlauteren 
Wettbewerb. Aufgrund der kurzen Dauer 
von nur einem Tag sei es dem Verbrau-
cher nicht möglich, Vor- und Nachteile der 
Rabattaktion abzuwägen.

In den eigenen vier Wänden gilt 
Zweitgerätregelung
Nach einem aktuellen Urteil des Verwal-

tungsgerichts Braunschweig (Az. 4 A 
149/07) hat die GEZ keinen Anspruch auf 
Gebühren für PCs, die zu Hause beruflich 
genutzte werden, wenn bereits Gebühren 
bezahlt werden. Der beruflich genutzte PC 
hat dann als Zweitgerät zu gelten.
Damit hat erstmalig ein Gericht eine 
Grundsatzentscheidung zur PC-Gebühr 
getroffen, die sehr viele Kleingewerbetrei-
bende betrifft. Sie schafft auch Klarheit für 
Mitarbeiter von Unternehmen, die von zu 
Hause aus arbeiten.
Im vorliegenden Fall hatte ein Einzelun-
ternehmer, der von einem in der eigenen 
Wohnung liegenden Arbeitszimmer aus 
arbeitet, seinen beruflich genutzten PC 
mit dem Hinweis bei der GEZ angemeldet, 
dieser sei nicht gebührenpflichtig. 

Änderung gilt ab 1. Juli 2008
Wieder einmal hat sich das Jugendschutz-
gesetz geändert. Im § 12 Abs. 2 wurde 
neu aufgenommen, wie Videokassetten 
und andere Datenträger zu kenn zeichnen 
sind. Entsprechende Verweise finden sich 
auch im Abs. 5 und im § 13 Abs. 3.
Zwar betreffen die Änderungen diesmal 
nicht die Gastronomie, Aufwand entsteht 
dennoch, durch die Aktualisierung des 
Aushangs.
Die Änderungen sind veröffentlicht im BGB 
Teil I, Nr. 26 vom 30.06.2008, Seite 1075 
(siehe Link).
In diesem Zusammenhang erinnern wir da-
ran, dass wir immer den aktuellen Aushang 
des Jugendschutzgesetzes im Internet für 
Sie bereit halten. Lassen Sie sich bitte kei-
ne überteuerten Vordrucke von windigen 
Vertretern aufschwatzen. 
Das Jugendschutzgesetz kann in unse-
rer Geschäftsstelle kostenlos angefor-
dert werden!



Überstunden machen aus Teilzeit- kei-
ne Vollzeitkraft
Wer innerhalb einer Teilzeitbeschäftigung 
regelmäßig Überstunden leisten muss, wird 
nicht automatisch zur Vollzeitkraft. Hierzu 
bedarf es vielmehr einer einvernehmlichen 
Abänderung des ursprünglich vereinbarten 
Teilzeitverhältnisses in eine Vollzeitbeschäf-
tigung. Dies geht aus einem jetzt veröf-
fentlichen Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Rheinland-Pfalz (Az.: 7 Sa 523/07) hervor.
Die klagende Arbeitnehmerin war als 
Teilzeitkraft beschäftigt. Da der Arbeitge-
ber in den vergangenen Jahren wiederholt 
Überstunden angeordnet habe, wollte 
sie gerichtlich feststellen lassen, dass sie 
tatsächlich als Vollbeschäftigte anzusehen 
sei und sich die vertraglich vereinbarte 
Teilzeitregelung durch die Praxis überholt 
habe.

Das Gericht folgte dieser Argumentation 
aber nicht und wies die Klage ab. Die Rich-
ter wiesen in ihrer Begründung darauf hin, 
dass eine Anordnung von Überstunden eine 
einseitige Maßnahme sei, die keinen Ver-
tragsbindungswillen des Arbeitgebers 
darstellt. Hingegen erfordere eine 
Umwandlung einer Teilzeitbeschäf-
tigung in eine Vollzeitbeschäftigung 
das Einverständnis beider Vertrags-
parteien. Eine derartige Vereinbarung 
bzw. Willensäußerung seitens des 
Arbeitgebers habe hier aber nicht 
vorgelegen, sodass keine vertragliche 
Veränderung erfolgen konnte. Mithin 
ist die Klägerin weiterhin als Teilzeit-
kraft anzusehen.

Falsch formulierte Stellenanzei-
gen können teuer werden
In der Startphase eines Unterneh-
mens ist es für Existenzgründer 
oftmals kostengünstiger, zunächst 
ohne Personal auszukommen. Ist 
die Arbeit alleine aber nicht mehr 
zu bewältigen, müssen geeignete 
Mitarbeiter gefunden werden. Insbe-
sondere beim Verfassen von Stellen-
anzeigen ist jedoch Vorsicht geboten. 
Wie ein derzeitiges Verfahren vor 
dem Landesarbeitsgericht Hamm 
(LAG Hamm) zeigt, kann eine falsche 
Formulierung nämlich kostspielig 
werden.
In dem zu behandelnden Fall geht es 
um eine Entschädigungsforderung 
wegen angeblicher Altersdiskrimi-
nierung. Die 41-jährige arbeitslose 
Klägerin bewarb sich auf eine Stel-
lenanzeige des beklagten Immo-
bilienunternehmens, in der „ein(e) 
Büromitarbeiter(in) bis 35 Jahre“ 
gesucht wurde. In Ihrer Bewerbung 
bat die Frau um eine Bearbeitung in-
nerhalb eines Monats. Nach fruchtlo-
sem Ablauf der Zeit verklagte sie das 
Unternehmen mit der Begründung, 
man habe sie nur aus Altersgründen 
nicht zu einem Bewerbungsgespräch 
eingeladen. Das Immobilienunter-
nehmen wehrte sich gegen diese 
Vorwürfe und hielt der Klägerin vor, 
sie sei für die Stelle nicht ausrei-
chend qualifiziert gewesen und habe 
formelle Fehler gemacht. Deshalb 
habe auch kein Grund für eine vor-
zeitige Bearbeitung vorgelegen.
Das Arbeitsgericht Dortmund folgte 
den Argumenten der arbeitslosen 
Klägerin und sprach ihr eine Entschä-
digung in Höhe von drei Monatsge-
hältern (hier 4.200 Euro) zu. Wie es 

in dem Urteil heißt, beinhaltete bereits die 
Stellenanzeige eine eindeutige Altersan-
gabe als Einstellungsvoraussetzung. Weil 
auch der weitere Text habe vermuten las-
sen, dass lediglich junge Bewerber gesucht 
werden, sei die Klägerin wegen Ihres Alters 
benachteiligt gewesen. Diese Vermutung 
habe das beklagte Unternehmen auch nicht 
widerlegen können.

GmbH-Reform erleichtert Gründung
Forderung der IHK nach „Mini-GmbH“ 
umgesetzt  Der Weg für die GmbH-Reform 
ist jetzt frei. Im neuen Gesetz ist neben 
der Modernisierung des GmbH-Rechts eine 
zusätzliche Rechtsform – die „Unterneh-
mergesellschaft (haftungsbeschränkt)“ 
– vorgesehen. Stimmt der Bundestag 
nächste Woche zu, steht Existenzgründern 
mit dieser Gesellschaftsform ab Herbst 
ein neuer, unkomplizierter Einstieg zur 
Verfügung. Ein Mindestkapital wie bei der 
GmbH ist für die Unternehmergesellschaft 
nicht erforderlich. „Künftig kann eine 
haftungsbeschränkte Gesellschaft mit nur 
einem Euro gegründet werden“, erklärt 

Rechtsexperte Matthias Säckl von der IHK 
Ostthüringen zu Gera. Damit werde eine 
wichtige Forderung der IHK-Organisation 
erfüllt. Diese neue Rechtsform muss immer 
mit dem Namenszusatz „Unternehmerge-
sellschaft (haftungsbeschränkt)“ oder „UG 
(haftungsbeschränkt)“ im Rechtsverkehr 
auftreten. „Sicherlich hätte der Gesetz-
geber auch einen besseren Namen finden 
können“, so der IHK-Rechtsexperte, „aber 
Geschäftspartner sollen jederzeit erkennen 
können, dass es sich um die neue Gesell-
schaft handelt.“ Nicht umgesetzt wird hin-
gegen die ursprünglich geplante Senkung 
des Mindeststammkapitals der GmbH. Dies 
beträgt auch zukünftig 25.000 Euro, wobei 
Gesellschafter bei der Gründung weiterhin 
nur die Hälfte einzahlen müssen. 


